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Kapitel 3 
Eigeninitiative oder sanfter Paternalismus?  
Die Rolle von Nudging für die Altersvorsorge 
Christian Traxler und Klaus Hurrelmann 
Jugendliche und junge Erwachsene sehen sich heute mit einer höchst an-
spruchsvollen Aufgabe konfrontiert. Schon am Beginn ihres Berufslebens, 
im Idealfall schon während ihrer Berufsausbildung, sollen sie in Eigeninitia-
tive individuelle Vorsorge für ihre spätere Alterssicherung betreiben. Ent-
weder durch den aktiv betriebenen Einstieg in eine betriebliche Altersver-
sorgung oder über private Sparanstrengungen. Doch wie realistisch ist es, 
dass junge Menschen Teile ihrer ersten Ersparnisse und Einkommen aktiv 
und vorrausschauend in die Absicherung eines noch recht abstrakten Le-
bensereignisses investieren, welches erst in 45 bis 50 Jahren eintreten wird?  
Im Vordergrund dieses Kapitels steht die These, dass die heute existie-
renden Formen des Förderns und Regulierens kaum zielführend sind. Sie 
verlangen nicht nur ein hohes Maß an Verständnis und Einsicht, sondern 
auch die Fähigkeit, sich auf dieser Basis rational zu verhalten. Die vorliegen-
de Untersuchung zeigt, dass ein großer Teil der jungen Generation hier-
durch überfordert ist. Wir gehen von der Vorstellung aus, dass ein „wirk-
sam regierender“ Staat viel stärker mit Nudging arbeiten sollte. Mit diesem 
Begriff sind Regulierungen gemeint, die darauf abzielen, das Verhalten von 
Entscheidungsträgern durch unverbindliche aber wirkungsvolle „Stupser“ 
(so die wörtliche Übersetzung von nudge) zu lenken, ohne dabei auf expli-
zite ökonomische Anreize zurückzugreifen.1 
Im Kontext der Altersvorsorge geht es hier um institutionelle Rahmen-
bedingungen, die junge Leute dazu bringen, früher und stärker Eigenvor-
sorge zu betreiben, ohne die Jugendlichen zu einem bestimmten Verhalten 
zu „zwingen“. Der Ansatz ist natürlich paternalistisch, insofern hier Men-
schen zu einem Verhalten angeregt werden sollen („mehr Vorsorge“), das 
als „besser für sie“ eingestuft wird – und die Lebensumstände der Entschei-
dungsträger ex-post (z. B. im Rentenalter) auch tatsächlich besser stellt. Im 
                                                                                 
1  Der Begriff Nudge wurde geprägt durch Thaler und Sunstein (2009). Einen kompakten 
Überblick zu unterschiedlichen Anwendungsbereichen von Nudging bietet die Vodafone 
Stiftung Deutschland (2014).  
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Gegensatz zu traditionellen Formen des Regulierens (z. B. Rauchverbote) ist 
der Paternalismus jedoch eine „libertäre“ bzw. „sanfte“ Form (Thaler/Sun-
stein 2003), insofern ein Nudge eben nur stupst, aber nicht verpflichtet. Die 
individuelle Entscheidungsfreiheit soll also gewahrt werden.  
Würde in Deutschland in einer Situation, in der fünfzehn Jahre nach der 
Reform der Altersversorgung deutlich wird, wie unzureichend die bisheri-
gen Reformen sind, ein intelligentes Nudging helfen? Würden solche „sanft 
paternalistischen“ Hilfeleistungen bei den Jugendlichen auf Zustimmung 
stoßen?  
Die Befragungsergebnisse der vorliegenden Studie liefern dazu klare 
Antworten mit ebenso klaren Politikimplikationen. Sie zeigen, dass in der 
Generation Y grundsätzlich sympathisierende Positionen zu unterschiedli-
chen Instrumenten des Nudging vorherrschen. Sparregeln, die von einer be-
stimmten Standardvorgabe für das eigene Verhalten ausgehen, stoßen – wie 
in diesem Beitrag erläutert wird – bei den befragten Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen auf enorme Zustimmung. Bevor wir dieses Resultat näher 
besprechen, gehen wir kurz auf die verhaltenswissenschaftlichen Grund-
lagen im Kontext von Altersvorsorge-Entscheidungen ein.  
3.1  Warum wir keine rationalen 
Vorsorgeentscheidungen treffen 
3.1.1  Gegenwartsfixierung  
Die Evolution hat die Menschheit mit einer starken Gegenwartsfixierung 
ausgestattet (vgl. Sutter 2014). Wir wollen die guten Dinge des Lebens jetzt 
genießen – sofort, nicht später, nicht morgen und schon gar nicht erst in  
40 Jahren. Alle Eltern werden bestätigen können, dass Kinder Geduld bzw. 
die Fähigkeit, zwischen Heute und Morgen abzuwägen und die zukünftigen 
Konsequenzen gegenwärtigen Handelns einzuschätzen, nur langsam entwi-
ckeln. Bei vielen Menschen findet diese Entwicklung erst sehr spät und oft 
auch unvollständig statt, sodass sie – auch noch als erwachsene Menschen – 
durch ein übermäßig hohes Ausmaß an Ungeduld und limitierter Hand-
lungskontrolle charakterisiert sind. Es ist also nicht nur den sozialen Nor-
men der Jugendlichen – der starken, gegenwartsorientierten Konsum-Kul-
tur – geschuldet, dass junge Menschen vor allem auf die unmittelbare Erfül-
lung „akuter“ Bedürfnisse (das Smartphone, der Urlaub, …) fokussiert sind. 
Die starke Gegenwartsfixierung liegt einfach in der Natur junger Menschen. 
Dies spiegelt sich auch in den Ergebnissen der Befragung wieder. 
Konfrontiert mit der fiktiven Entscheidung, ob sie einen Lotteriegewinn 
über 100 Euro sofort oder aber 101 Euro in einer Woche ausgezahlt haben 
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möchten, zeigen sich 58 % geduldig und sind bereit (bei einem attraktiven 
Zinssatz von 1 % pro Woche) abzuwarten. Werden 105 Euro in einer Woche 
geboten, sind zumindest 78 % bereit zu warten. Aber selbst wenn 110 Euro 
in einer Woche zu haben wären (was einem wöchentlichen Zins von 10 % 
entspräche), zeigt sich jeder siebte Jugendliche weiterhin ungeduldig und 
würde die sofortige Auszahlung von 100 Euro dem deutlich höheren, aber 
später ausgezahlten Betrag vorziehen. Es wäre naiv zu erwarten, dass sich 
diese Jugendlichen völlig eigenständig um ihre Altersvorsorge kümmern 
würden, bei der sich ihre Investitionen erst in Jahrzehnten rentieren wür-
den. 
Ein genauerer Blick auf die Befragungsdaten zeigt im Weiteren, dass die 
Gegenwartsfixierung – in diesem Fall das Festhalten an einer unmittelbaren 
Auszahlung selbst bei überdurchschnittlich attraktiven Zinsen – bei Befrag-
ten mit einem niedrigen Bildungsniveau (bzw. niedrigeren Bildungszielen) 
deutlich stärker ausgeprägt ist. Diese Beobachtung, die konsistent ist mit 
der umfangreichen Forschung im Feld der Zeitpräferenzen (vgl. etwa Burks 
et al. 2012), deutet auf das gesellschaftliche Problem hin, das aus diesem 
Muster folgt: Jugendliche, die hinsichtlich ihrer Ausbildung voraussehend 
agieren und in ihre Zukunft investieren, sind auch eher bereit, in Eigen-
initiative für das Alter zu sparen. Umgekehrt sind jedoch jene, die übermä-
ßig starke Gegenwartspräferenzen (mit einem hohen Maß an Ungeduld) an 
den Tag legen, auch im Ausbildungs- und Arbeitsmarkt typischerweise we-
niger erfolgreich. Sie erzielen geringere Einkommen und sind dann im Alter 
umso härter von den vernachlässigten oder gänzlich fehlenden Sparanstren-
gungen betroffen. 
3.1.2 Zeitinkonsistenz 
Nicht nur die ausgeprägte Gegenwartsfixierung steht den Jugendlichen bei 
ihren eigenständigen Vorsorgebemühungen im Weg, sondern auch die 
Zeitinkonsistenz in ihren Wünschen (Laibson 1997). Zeitinkonsistente Prä-
ferenzen führen dazu, dass Menschen „unangenehme“ Aktivitäten aufschie-
ben – ein Verhaltensmuster, das auch unter dem Begriff Prokrastination be-
kannt ist: Heute wollen wir noch das Leben genießen – um Gesundheits- 
und Altersvorsorge kümmern wir uns morgen. Wenn aber am nächsten Tag 
das ehemalige Morgen zur Gegenwart wird, halten wir uns nicht an die gu-
ten Vorsätze. Wir gehen doch nicht Joggen, essen weiter ungesund, und 
fangen auch nicht an zu sparen. 
Die verhaltensökonomische Forschung hat solche zeitinkonsistente Ver-
haltensmuster als Abweichung vom rationalen Entscheidungsmodell in den 
letzten Jahrzehnten intensiv untersucht (Bryan et al. 2010). Dabei hat sich 
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gezeigt, dass Zeitinkonsistenz ein sehr weit verbreitetes Phänomen ist. Deutli-
che Unterschiede zeigen sich jedoch zwischen jenen, die ihre eigene Schwä-
che antizipieren – also ihre Prokrastination als Problem begreifen und et-
was dagegen unternehmen wollen – und jenen, die trotz wiederkehrender 
Erfahrungen ihre zeitinkonsistente Verhaltensweise ignorieren. Der letzte-
ren Gruppe mangelt es an einem Problembewusstsein, zumal sie noch op-
timistisch in die Zukunft blickt („Morgen fange ich ohnehin zu sparen an.“). 
Die erste Gruppe jedoch, die das Problem angehen möchte, hat eine Nach-
frage an Hilfestellungen aus der Politik, die sie in ihrer Zeitinkonsistenz un-
terstützen. Auf diesen Punkt werden wir im Folgenden zurückkommen. 
3.2  Nudges in der Altersvorsorge 
Die Diskussion hat gezeigt, dass die ohnehin schwierige Entscheidung – als 
junger Mensch Vorsorge für das Alter zu betreiben – durch eine hohe Ge-
genwartsfixierung sowie durch zeitinkonsistentes Aufschiebeverhalten wei-
ter erschwert wird. Aus einer verhaltenswissenschaftlichen Perspektive ist es 
somit nicht verwunderlich, wenn in immer kürzeren Abständen von der 
fehlenden Eigeninitiative der Jugendlichen berichtet wird, die kaum oder zu 
wenig Vorsorge betreiben.  
Die Verhaltensmuster, die zu diesem Problem beitragen, bieten jedoch 
nicht nur einen Erklärungsansatz, sondern motivierten auch eine Batterie 
von neuen „verhaltenswissenschaftlichen Politikinstrumenten“, die – vor al-
lem in angelsächsischen Ländern – schon weitreichenden Einfluss auf die 
Ausgestaltung von Rentensystemen erlangt haben. Die meisten dieser Poli-
tikansätze lassen sich unter dem eingangs diskutierten Schlagwort Nudging 
zusammenfassen. 
Hinter diesem genauso breiten wie ungenauen Begriff verbirgt sich eine 
Vielzahl unterschiedlicher Ansätze der gezielten Verhaltenssteuerung, die 
als Formen des „sanften Regulierens“ im Rahmen eines „libertären Paterna-
lismus“ interpretiert werden können (Thaler/Sunstein 2003). Es geht dar-
um, menschliches Verhalten durch die institutionelle Gestaltung des Ent-
scheidungsumfeldes (choice architecture) in bestimmte Richtungen zu len-
ken, ohne auf zwingende Verbote oder Gebote zurückzugreifen. Meist wird 
der Entscheidungskontext so umgestaltet, dass die angestrebte Verhaltens-
weise auch die für die Entscheidungsträger angenehmste und einfachste ist. 
Der Ansatz ist paternalistisch, weil er Individuen bevormundet. Gleichzeitig 
kann man diesen Paternalismus als „sanft“ oder „libertär“ bezeichnen, weil 
er dem Individuum jederzeit die Möglichkeit einräumt, sich gegen den Weg 
zu entscheiden, auf den es gestupst wird.  
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3.2.1  Automatismus mit Ausstiegsmöglichkeit 
Einer der bekanntesten und gleichzeitig wichtigsten Nudges in der Alters-
vorsorge ist die automatische Teilnahme an einem Altersvorsorgepro-
gramm, die jedoch abgewählt werden kann. Hier geht es um Pläne, in die 
automatisch (per default) eingezahlt wird – es sei denn, man entscheidet 
sich bewusst dagegen (was als opting out bezeichnet wird). Im Bereich der 
betrieblichen Altersversorgung bedeutet ein solcher Ansatz, dass im Gegen-
satz zu einem „Zwang zum Sparen“, etwa über eine gesetzliche Verpflich-
tung mit einer bindenden Abgabe, automatisch eine Standardvorsorge an-
geboten wird. Nur dann, wenn man als Arbeitnehmer aktiv von der Aus-
stiegsmöglichkeit Gebrauch macht, kann man sich dem Standardangebot 
entziehen. Tut man nichts, zahlt man automatisch in ein Altersvorsorgesys-
tem ein. Die Kombination von Automatismus mit Ausstiegsmöglichkeit, 
die in der Fachliteratur auch als Default-cum-Opt-Out bezeichnet wird, re-
präsentiert somit eine „sanfte“ Intervention, da man als Arbeitnehmer das 
System abwählen kann.  
Die empirische Forschung dokumentiert einen enormen Einfluss sol-
cher Automatismen. In den USA sind im Kontext der Altersvorsorge die 
betrieblichen Beitragspläne (401k) das Paradebeispiel. Das automatische In-
vestieren eines Teils des Einkommens durch den Arbeitgeber hat zu einem 
massiven Anstieg der Altersvorsorge beigetragen. Die Ausstiegsmöglichkeit 
wird dabei nur selten genutzt (Beshears et al. 2008; 2010). Ähnliche positive 
Erfahrungen mit Default-cum-Opt-Out-Instrumenten wurden in Australien 
gemacht (My Super-Altersvorsorge, siehe „Cooper Review“ in: Australian 
Government 2010), Neuseeland (KiwiSaver-Programm; für Evaluierungs-
ergebnisse siehe Toder/Khitatrakun 2006) und Singapur (Lifelong Income).  
Die ähnlich gelagerten positiven Erfahrungen mit solchen Ansätzen in 
Dänemark und Großbritannien, die im zweiten Teil dieses Buches vorge-
stellt werden (Kapitel 7 und 8), zeigen zudem auf, dass es vor allem junge 
Menschen sind, die durch den Automatismus zu einer vermehrten Alters-
vorsorge gebracht werden. Die Untersuchung aus Dänemark dokumentiert 
zusätzlich, dass der Anstieg der Einzahlungen in Default-Sparpläne nicht 
durch eine Reduktion anderer Sparformen kompensiert wird. Die Evidenz 
legt somit nahe, dass die Default-cum-Opt-Out-Systeme zu einem massiven 
Anstieg der gesamten Sparquote führen. 
Im Gegensatz zur traditionellen Anreizform der steuerlichen Bevortei-
lung können Default-Regeln einen enormen Einfluss entfalten. Dieser ba-
siert neben dem Status-Quo-Bias von Menschen (also der Tendenz, das ei-
gene Verhalten nicht zu ändern) vor allem auf dem oben beschriebenen 
Aufschiebeverhalten. Selbst jene Menschen, die das System abwählen und 
aus ihm aussteigen wollen, tendieren dazu, diese Entscheidung aufzuschie-
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ben, weil sie oft mit wenig ansprechenden bürokratischen Aktivitäten ver-
bunden ist. Wie weit für alle Handlungsträger die Entscheidungsfreiheit ge-
währleistet ist, von der Ausstiegsmöglichkeit tatsächlich Gebrauch zu ma-
chen, bleibt somit offen.  
3.2.2  Akzeptanz von Automatismen  
Inwiefern Default-Regeln in der Altersvorsorge auf Zustimmung in Deutsch-
land stoßen würden, wurde bisher nicht beleuchtet. Wie zuvor besprochen, 
sind sich viele Menschen über ihr Aufschiebeverhalten im Klaren und su-
chen bereitwillig nach Hilfestellungen, um sich verstärkt an ihre guten Vor-
sätze zu halten (commitment strategies, siehe Bryan et al. 2010). Gleichzeitig 
ist nicht klar, wie jene Individuen, die durch Automatismen zu mehr Sparen 
animiert werden könnten, solche mehr oder minder sanften Stupser emp-
finden. Die vorliegende Befragung liefert erste Antworten auf diese Frage-
stellung.  
Konkret konfrontierte die Befragung die Jugendlichen mit einer Reihe 
fiktiver Vorschläge zur Reform des Rentensystems in Deutschland. Ein 
Vorschlag skizziert dabei ein Default-System, in dem Arbeitgeber einen 
kleinen Teil (zum Beispiel 1 %) des Einkommens automatisch auf ein „Al-
tersvorsorge-Sparkonto“ des Arbeitnehmers einzahlen und damit langfristig 
für die Rente sparen. Eine deutliche Mehrheit von 65 % der 17 bis 27 Jahre 
alten Befragten spricht sich für die Einführung einer solchen automatischen 
Sparregel aus – selbst wenn die Möglichkeit eines Opting-Outs völlig uner-
wähnt bleibt. Unter den weiblichen Befragten liegt die Zustimmungsrate 
sogar bei 76 %. Wird betont, dass man jederzeit aus der automatischen 
Sparregel aussteigen könne, so befürworten insgesamt 83 % der Befragten 
(93 % der weiblichen Befragten) die Einführung. Die Zustimmungsrate 
steigt nur mehr marginal auf 89 % an, wenn der Arbeitgeber einen Zuschuss 
zu den Sparleistungen des Default-Systems leisten würde (Abbildung 39).  
Die Resultate dokumentieren somit eine umfassende Akzeptanz dieses 
spezifischen Nudges. Eine Stärkung von Default-cum-Opt-Out-Elementen in 
der (betrieblichen) Altersvorsorge würde bei den Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen nahezu unisono auf Zustimmung stoßen. Interessant ist da-
bei, dass der Automatismus der Sparregel per se – ohne das Erwähnen der 
Ausstiegsmöglichkeit – geschätzt wird. Zum einen kann dies das Bedürfnis 
reflektieren, die schwierige Entscheidung zwischen unterschiedlichen Vor-
sorgeelementen abzugeben und verstärkt einem Automatismus zu über-
lassen. Zum anderen könnte die hohe Akzeptanz von Default-Regeln – in 
Antizipation des eigenen Aufschiebeverhaltens – als ausdrücklicher Wunsch 
nach einer bindenden Vorsorgestrategie (commitment) interpretiert werden.  
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Abbildung 39: Zustimmung zur Einführung einer automatischen Sparregel 
 
Quelle: TNS Infratest Sozialforschung. MetallRente: Jugend, Vorsorge, Finanzen 2016 
Konsistent mit der ersten Interpretation ist das Faktum, dass die Zustim-
mung zum Default-Sparen bei den weiblichen Befragten – die sich generell 
weniger entscheidungsfreudig zeigen – besonders ausgeprägt ist. Gegen die 
zweite Interpretation spricht zusätzlich, dass die Zustimmung zu Default-
Regeln am schwächsten bei älteren Jugendlichen mit guter Bildung ausge-
prägt ist – also bei jenen Gruppen, die bereits Erfahrung mit der Prokrasti-
nation von Altersvorsorge sammeln konnten und über ein stärker ausge-
prägtes Problembewusstsein verfügen dürften.  
3.2.3  Zielsetzungen und Erinnerungen  
Ergänzend zur Akzeptanz vom Default-cum-Opt-Out-Sparen wurden in der 
Studie auch die Einstellungen zu einem institutionalisierten System von 
Zielsetzungen und Erinnerungen untersucht. Es geht um eine Aufforderung 
(prompt), sich (unverbindliche) Ziele für die eigene Altersvorsorge zu set-
zen, und darum, dass man regelmäßig an diese Ziele erinnert wird. Wäh-
rend verhaltenswissenschaftliche Untersuchungen vergleichbarer Ansätze 
in der Arbeitswelt, im Bildungsbereich und in der Gesundheitsvorsorge be-
reits viele positive Resultate dokumentiert haben (Altmann/Traxler 2014; 
Milkman et al. 2011) – zum Beispiel in Gestalt der positiven Wirkungen 
100 %
75 %
50 %
25 %
0 %
Mit Opting-Out und  
Bezuschussung
Mit Opting-Out  
Möglichkeit
Grundsätzliche  
Zustimmung
84 
von Zielvereinbarungen (Goerg/Kube 2012) – finden Zielsetzungen und Er-
innerungen bisher kaum Eingang in der politischen Debatte zur Altersvor-
sorge. Unabhängig davon erscheint es interessant zu erfahren, wie junge Er-
wachsene diesen „sanften Stupser“ wahrnehmen – zumal die Kombination 
aus Zielsetzungen und nachhaltigen Erinnerungen einen deutlich weniger 
aufdringlichen Nudge darstellt, als der oben besprochene Spar-Automatis-
mus. Würde dieser alternative Nudge auf eine noch höhere Akzeptanz sto-
ßen?  
Um diese Frage zu beantworten, wurden die Befragten mit einem weite-
ren Szenario konfrontiert, in dem die Rentenversicherung jeden Arbeitneh-
mer zum Beginn seiner Berufstätigkeit auffordert, eine (unverbindliche) 
„Renten-Absichtserklärung“ abzugeben, in der Sparziele für die Altersvor-
sorge festlegt werden. An diese Ziele würde man später jährlich erinnert 
werden.  
Auch zu diesem Vorschlag liefert die Befragung ein klares Meinungs-
bild: Nur 32 % der Befragten würden einem solchen System von Zielsetzun-
gen und Erinnerungen zustimmen. Bei den jüngsten Befragungsteilneh-
mern (17–20 Jahren) sowie bei Frauen liegt die Zustimmungsquote etwas 
höher, bleibt aber in allen Fällen deutlich unter der Schwelle von 50 %. Die 
Ergebnisse zeigen somit, dass diese, im Vergleich zum oben besprochenen 
Automatismus erheblich sanftere Variante des Nudgings bei den Angehöri-
gen der Generation Y kaum Befürworter findet.  
Während die Automatismen eines Default-Cum-Opt-Out-Systems von 
einer überwältigenden Mehrheit begrüßt würden, stoßen die personalisier-
ten Zielsetzungs- und Erinnerungs-Nudges, die zum eigenverantwortlichen 
Handeln auffordern und anregen sollen, auf wenig Zustimmung. Die ambi-
valente Evidenz deutet somit darauf hin, dass die Jugendlichen weniger an 
einer Unterstützung ihrer Eigeninitiative, als vielmehr an einer Delegation 
der Vorsorgeentscheidung interessiert sind: lieber Automatismus als Eigen-
initiative. 
3.2.4  Information und Bildung  
Wie sind in diesem Zusammenhang Information und Aufklärung über 
Strategien der Altersversorgung einzuschätzen? Von ihrem Charakter her 
ist auch die Bereitstellung und Aufbereitung von Informationen zum Ren-
tensystem als sanft-paternalistische Strategie zu verstehen. In der aktuellen 
politischen Debatte erhält hier vor allem eine Frage viel Aufmerksamkeit: 
Soll es ein (Pflicht-)Schulfach „Wirtschaft und Finanzen“ geben und wenn 
ja, mit welchen Inhalten? Sollten dabei auch Informationen zur privaten, 
betrieblichen und gesetzlichen Altersvorsorge angeboten werden?  
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Die Befragung zeigt auch hier ein klares Meinungsbild: 68 % der 17- bis 
27-jährigen jungen Leute sprechen sich für ein Schulfach aus, das Fragen 
zur Altersvorsorge behandelt. Damit drücken mehr als zwei Drittel der Be-
fragten den Wunsch aus, über verschiedene Formen und Strategien ihrer 
späteren Altersvorsorge im Rahmen eines eigenständigen Faches „Wirt-
schaft und Finanzen“ mit Lern- und Prüfungsverpflichtung informiert zu 
werden. Das ist ein bemerkenswertes Ergebnis, welches auf das Empfinden 
eines Informationsdefizites hindeutet.  
Noch ausgeprägter ist der Wunsch nach regelmäßiger Information zu 
der zu erwartenden Höhe der Rentenansprüche: 91 % der Befragten wün-
schen sich, ab dem Beginn der Berufstätigkeit jährlich über die Höhe der 
Ansprüche informiert zu werden. Eine klare Mehrheit der Jugendlichen 
spricht sich dabei auch dafür aus, Informationen zu den drei Säulen der Al-
tersvorsorge in einer übersichtlichen und konsolidierten Form zu erhalten: 
62 % wünschen sich ein personalisiertes Rentenkonto im Internet, das nicht 
nur Informationen zu den Ansprüchen aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, sondern auch Ansprüche aus der privaten und/oder betrieblichen 
Vorsorge bereitstellt.  
Wie schon in der ersten MetallRente Studie ausgeführt, werden die 
schulischen Bildungseinrichtungen dieser Rolle bisher nicht gerecht. Sie be-
reiten den gesellschaftlichen Nachwuchs nicht auf die immer wichtiger wer-
dende Bewältigung der Entwicklungsaufgabe „Wirtschaften“ vor (Hurrel-
mann 2010). Moderne Gesellschaften sind international vernetzt und dabei 
wirtschafts- und geldorientiert. Die Schulen in Deutschland haben jedoch 
bis heute nicht die Rolle angenommen, die sie hier zu spielen haben, näm-
lich für den Nachwuchs und damit die Zukunft dieser Gesellschaft die 
Schlüsselinstitution zu sein, die über elementare ökonomische Zusammen-
hänge aufklärt, Informationen liefert und Orientierung leistet. Den jungen 
Leuten werden zentrale Bereiche der Alltagserfahrung vorenthalten (Hur-
relmann/Otto 2013). Schulen sind heute oftmals ein „wirtschaftsfreier 
Raum“. Damit verlieren sie als Institution die Hoheit der Deutung und In-
terpretation nicht nur der wirtschaftlichen Lebenswelt, sondern potentiell 
auch aller anderen Lebenswelten, in die Schülerinnen und Schüler täglich 
eingebunden sind und in welche wirtschaftliche Mechanismen und Zwänge 
zudem meist hineinreichen.  
In diesem Zusammenhang ist es interessant zu erfahren, dass ein in die 
Lehrpläne aufgenommenes Unterrichtsfach „Wirtschaft und Finanzen“ von 
den jungen Leuten selbst befürwortet wird. Sie haben ja recht: Nur wenn 
Schulen Wirtschaft, Finanzen und Zukunftsvorsorge in Unterricht und 
praktischem Schulleben zu ihren Aufgaben machen, werden sie den Her-
ausforderungen gerecht, vor denen die junge Generation in einer Wirt-
schaftsgesellschaft heute steht.  
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3.3  Politische Implikationen 
Die vorliegende dritte MetallRente Jugendstudie hat gezeigt, dass Jugendli-
che und junge Erwachsene unter den heutigen Rahmenbedingungen klar an 
die Grenzen eigener Planungskompetenzen stoßen: Insgesamt fühlen sie 
sich überfordert damit, in Zeiten politischer und wirtschaftlicher Unsicher-
heiten und den damit einhergehenden unberechenbaren Zukunftschancen 
bereits im Jugendalter in Eigenverantwortung komplexe Entscheidungen 
für die künftige Alterssicherung treffen zu müssen. Gleichzeitig hat die Stu-
die auch aufgezeigt, wie bereitwillig die Jugendlichen manche (aber nicht 
alle) Nudges aufnehmen würden. 
Die in diesem Beitrag angesprochenen Automatismen und Default-Re-
geln, die – wie die Erfahrungen anderer Länder lehren – zu den mit Ab-
stand wirkungsvollsten, aber auch umstrittensten Nudges gehören, scheinen 
den Angehörigen der jungen Generation keine größeren Probleme zu berei-
ten. Ganz im Gegenteil: Zwei von drei Befragten der Generation Y würden 
die Einführung eines Spar-Automatismus begrüßen, bei der ein Arbeitgeber 
– ähnlich wie in vielen angelsächsischen Ländern – standardmäßig einen 
Teil des Einkommens für die Altersvorsorge investiert. Wenn die Aus-
stiegsmöglichkeit (Opting-Out) aus dem Automatismus betont wird, so läge 
die Zustimmung bei etwa 85 %.  
Liefert dieses beeindruckende Niveau an Zustimmung – in Kombination 
mit dem unbestrittenen empirischen Befund, dass Default-Regeln zu einer 
stärkeren privaten Vorsorge führen – nicht einen überaus klaren Hand-
lungsauftrag für die Politik? Es ist durchaus berechtigt, diese Frage an die 
aktuelle Bundesregierung zu stellen, die sich unter dem Motto „wirksam 
Regieren“ erklärtermaßen stärker den verhaltenswissenschaftlich motivier-
ten Politikinstrumenten öffnen möchte. Die Befragungsergebnisse zeigen 
hier ganz klar: Default-Regeln wären – im Unterschied zu anderen in die-
sem Beitrag diskutierten Nudges – nicht nur wirksam, sondern bei der jun-
gen Generation auch höchst populär. 
Dieser jungen Generation, so zeigt unsere Befragung, fehlen die Kompe-
tenzen und Kenntnisse in wichtigen Fragen der Vorsorge und Finanzen. Sie 
sollten sehr viel besser als bisher über wirtschaftliche und finanzielle Strate-
gien der Zukunftssicherung informiert und „vorsorge-kompetent“ gemacht 
werden. Diese Kompetenz kann sich aber nur entfalten, wenn die vorgefun-
denen Handlungsmöglichkeiten und die „Entscheidungs-Architektur“ so 
beschaffen sind, dass sie den entwicklungsbedingten und lebensphasenspe-
zifischen Perspektiven gerecht werden. Wie dargestellt, geht die Erwartung, 
im Jugend- und jungen Erwachsenenalter bereits eine aus Eigenverantwor-
tung getroffene aktive Entscheidung über finanzielle Dispositionen für das 
hohe Alter vorzunehmen, eindeutig über diese Perspektiven hinaus.  
87 
Wenn es jedoch gelingt, die Angebote der Zukunftssicherung aus der 
heutigen, völlig freien in eine strukturiertere Form der Planung zu überfüh-
ren, wenn die Politik den Mut hat, auf Strategien des Nudging einzugehen, 
wird – so sind die Ergebnisse der Studie zu interpretieren – diese junge Ge-
neration konstruktiv darauf eingehen.  
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